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1. Instanz

Aktenzeichen S 24 U 1/98
Datum 30.10.2002

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 U 4/03
Datum 14.02.2006

3. Instanz

Datum -

1. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Hamburg vom 30.
Oktober 2002 wird zurÃ¼ckgewiesen. 2. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu
erstatten. 3. Die Revision wird nicht zugelassen

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten im Rahmen eines Ã�berprÃ¼fungsverfahrens und im
Rahmen eines Verschlimmerungsantrages Ã¼ber die HÃ¶he der fÃ¼r die
Verletztenrente des KlÃ¤gers zu beÂ¬rÃ¼cksichtigenden Minderung der
ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE).

Der am XX.XX.1923 geborene KlÃ¤ger Ã¼bte den Beruf des VerbandsprÃ¼fers aus.
Am 31. Juli 1979 fÃ¼hrte er um 10.00 Uhr mit seinem Vorgesetzten ein psychisch
belastendes TelefongesprÃ¤ch, wÃ¤hrend dessen Verlauf er sich in eine immer
stÃ¤rker werdende ErreÂ¬gung steigerte sowie nervÃ¶s und hektisch reagierte.
Nach den Angaben eines anwesenÂ¬den Mitarbeiters war die Gesichtsfarbe des
KlÃ¤gers nach GesprÃ¤chsschluss aschfahl und die Lippen zeigten eine leichte
Zyanose. Die Gesichtskonturen wirkten "hohlÃ¤ugig". Nach dem GesprÃ¤ch und im
weiteren Verlauf des Tages nahm der KlÃ¤ger eine BeruhigungsÂ¬tablette und
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Nitrolingual. Nach Dienstschluss suchte der KlÃ¤ger seine Unterkunft auf und ging
gegen 22.00 Uhr zu Bett. Gegen 23.00 Uhr wachte der KlÃ¤ger infolge eines akuten
thorakalen Schmerzereignisses auf, das zur Konsultation eines Notarztes fÃ¼hrte,
der den KlÃ¤ger wegen Infarktverdachts ins Kreiskrankenhaus E. einwies. Hier
wurde er bis zum 20. September 1979 stationÃ¤r behandelt. Diagnostiziert wurde
ein HinterwandinÂ¬farkt. Die durchgefÃ¼hrte RÃ¶ntgenuntersuchung ergab ein
links betontes, noch normal groÂ¬Ã�es Herz und eine beginnende Arteriosklerose.
Es bestand kein Hinweis fÃ¼r eine PneuÂ¬monie (Bericht vom 24.9.79). Eine
Anschlussheilbehandlung wurde vom 04. Oktober bis zum 29. November 1979 im
Rehabilitationszentrum Bad S. durchgefÃ¼hrt.

Am 13. MÃ¤rz 1980 erfolgte wegen eines Re-Infarkt-Ereignisses die Aufnahme im
AllgeÂ¬meinen Krankenhaus A â�¦ Diagnostiziert wurde ein Vorderwand-Septum-
Infarkt. Nach Abschluss der stationÃ¤ren Behandlung am 22. April 1980 erfolgte in
der Zeit vom 06. Mai bis zum 30. Juni 1980 eine erneute Anschlussheilbehandlung
im Rehabilitationszentrum Bad S â�¦ In der Zeit vom 06. bis zum 28. Juli 1980
erfolgte dann wegen eines heftiÂ¬gen Angina pecturis-Anfalls eine erneute
stationÃ¤re Behandlung im A1-KrankenÂ¬haus. Ein Re-Infarkt konnte nicht
nachgewiesen werden. Die kardiologische FunktionsÂ¬diagnostik ergab eine
ausgesprochen ektatische Sklerose der gesamten linken KranzÂ¬arterie, die im
RÃ¶ntgenbild in ihrem Verlauf fast perlschnurartig im Wechsel Dilatationen und
Verengungen zeigte. Die rechte Herzkranzarterie stellte sich nur als sehr dÃ¼nnes
schmales Rinnsal dar. Die Ventrikelfunktion erschien normal bis sehr gut,
entsprechend dem Schwemmkatheterbefund, der auch nach entsprechender
Novodigitalpause eine regulÃ¤re und dynamische Funktion erkennen lieÃ� (Bericht
vom 12.08.1980).

Auf Veranlassung der Beklagten erstellte Professor Dr. W. das schriftliche
GutÂ¬achten nach Aktenlage vom 05. Oktober 1981. Dem Gutachter waren von der
Beklagten umfangreiche, die Krankheitsgeschichte des KlÃ¤gers dokumentierende
medizinische UnÂ¬terlagen einschlieÃ�lich des wissenschaftlich begrÃ¼ndeten
Ã¤rztlichen Gutachtens von Dr. L./Dr. M. vom 03. Juni 1981 vorgelegt worden.
Zusammenfassend kam der Gutachter zu dem Ergebnis, dass der betriebliche
Vorgang vom 31. Juli 1979, bei dem der KlÃ¤ger anlÃ¤sslich einer dienstlichen
Auseinandersetzung mit seinem Arbeitgeber in Erregung geriet und im Anschluss
daran einen Herzinfarkt erlitt, die rechtlich wesentliche Ursache fÃ¼r den
Herzinfarkt gewesen sei. Am 13. MÃ¤rz 1980 sei der KlÃ¤ger an einem zweiten
Herzinfarkt erkrankt. Der erste HerzÂ¬infarkt 1979 sei stets als Hinterwandinfarkt
beschrieben worden, der zweite Herzinfarkt stets als Vorderwand-Septum-Infarkt
aktenkundig. Es handele sich hierbei um das BeÂ¬troffensein der linken
Koronaarterie an unterschiedlichen Stellen. FÃ¼r das Auftreten des zweiten
Herzinfarktes sei allein aufgrund des fehlenden zeitlichen Zusammenhangs zu dem
Ereignis am 31. Juli 1979 ein ursÃ¤chlicher Zusammenhang im Sinne einer
wesentliÂ¬chen Teilursache nicht mit Wahrscheinlichkeit anzunehmen. Der erste
Herzinfarkt habe eine messbare EinschrÃ¤nkung der kardialen Leistungsbreite
verursacht. Diese EinschrÃ¤nÂ¬kung sei als mittelschwer zu bezeichnen. Es sei
auch eine besondere berufliche BetrofÂ¬fenheit gegeben, da der Beruf des
VerbandsprÃ¼fers gekennzeichnet sei durch verantworÂ¬tungsvolle gewissenhafte
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Arbeiten unter Termindruck an geographisch wechselnden ArÂ¬beitsplÃ¤tzen.
Diesen Spezialberuf kÃ¶nne der KlÃ¤ger wegen der Gefahr des Auftretens von
MyokardischÃ¤mien durch beruflich psychische Einwirkung nicht mehr ausÃ¼ben.
Die MdE werde ab dem 21. September 1979 aufgrund des ersten Herzinfarktes
unter Einbeziehung des Vorschadens der Koronasklerose und der besonderen
beruflichen Betroffenheit auf 50 v.H. beziffert.

Mit Bescheid vom 26. Januar 1982 bewilligte die Beklagte dem KlÃ¤ger wegen einer
mittelÂ¬schweren EinschrÃ¤nkung der Herzleistungsbreite mit dadurch bedingter
EinschrÃ¤nkung der psychischen und kÃ¶rperlichen Belastungs- und
LeistungsfÃ¤higkeit nach Herzinfarkt am 31. Juli 1979 eine Verletztenrente nach
einer MdE von 50 v.H. Als Folgen dieses ArbeitsÂ¬unfalls wurde nicht der Zustand
nach Herzinfarkt vom 13. MÃ¤rz 1980 anerkannt.

Nach Klageerhebung (24 U 89/82) wurde der KlÃ¤ger am 26. Oktober 1982 von den
FachÂ¬Ã¤rzten fÃ¼r Innere Medizin Dr. H./Dr. U. ambulant untersucht und
begutÂ¬achtet. Diese fÃ¼hrten in ihrem schriftlichen Gutachten vom 09. Mai 1983
im WesentÂ¬lichen aus, dass sich die bei dem KlÃ¤ger vorliegende Koronasklerose
bereits Ã¼ber einen lÃ¤ngeÂ¬ren Zeitraum vor dem Unfallereignis am 31. Juli 1979
entwickelt habe. Diese TatsaÂ¬che sei durch den koronarangeographischen Befund
vom 23. Juli 1980 mit dem Nachweis einer schweren ektatischen Sklerose der linken
Kranzarterie mit 50 %er Stenose im BeÂ¬reich des LAD und Verschluss der rechten
Kranzarterie bestÃ¤tigt worden. Auf dem Boden dieÂ¬ses pathologisch-
anatomischen Substrats sei der Re-Infarkt vom 13. MÃ¤rz 1980 als schicksalhaftes
Ereignis ohne ursÃ¤chlichen Zusammenhang mit dem Ereignis vom 31. Juli 1979
anzusehen. Da sich die kardiale Leistungsbreite aufgrund der unmittelbaren
UnfallÂ¬folgen in der LÃ¤ngsschnittbetrachtung unter Einbeziehung klinisch-
medizinischer, elektroÂ¬kardiographischer und ergonomischer
Untersuchungsbefunde nicht wesentlich verÂ¬schlechtert habe, sei die HÃ¶he der
MdE durch Unfallfolgen auch ab dem 10. MÃ¤rz 1980 mit 50 v.H. zu bemessen.
Nach AnhÃ¶rung eines weiteren medizinischen SachverstÃ¤ndiÂ¬gen im Termin zur
mÃ¼ndlichen Verhandlung am 18. Januar 1984 nahm der KlÃ¤ger die Klage
zurÃ¼ck.

Mit Schreiben vom 29. April 1995 (Eingang bei der Beklagten: 2.5.95) beantragte
der KlÃ¤Â¬ger bei der Beklagten wegen wesentÂ¬licher Verschlimmerung seines
GesundheitszustanÂ¬des in den letzten Jahren die NeufestÂ¬setzung der MdE.
Daraufhin wurde der KlÃ¤ger am 04. Juli 1995 von den Ã�rzten Dr. K./ L1 ambulant
untersucht und schriftlich beÂ¬gutachtet. Zusammenfassend fÃ¼hrten sie aus,
dass die Ventrikelfunktion 1980 als normal bis sehr gut beschrieben worÂ¬den sei.
Bei der jetzt durchgefÃ¼hrten Herzechountersuchung habe sich eine
eingeÂ¬schrÃ¤nkte linksventrikulÃ¤re Reaktionsfraktion mit deutlichen
WandÂ¬bewegungsstÃ¶rungen gezeigt. Die vom KlÃ¤ger beschriebene
Belastungsdyspnoe sei daÂ¬durch hinreichend erÂ¬klÃ¤rt. Das Belastungs-EKG
habe ebenso eindeutige Hinweise auf eine Verschlimmerung der Erkrankung
ergeben. Im Vergleich zu den Vorgutachten von 1981 und 1982 sei eine wesentliche
und nachhaltige Verschlimmerung der MdE um weÂ¬nigstens 20 v.H.
eingetreÂ¬ten. Die MdE sei ab Anfang 1995 mit 70 v.H. zu bemessen. ErgÃ¤nzend
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fÃ¼hrten die Gutachter in ihrer Stellungnahme vom 23. Mai 1996 aus, dass der bei
dem KlÃ¤ger festgestellte Verlauf der Grunderkrankung, insbesonÂ¬dere der
KoronararteÂ¬riensklerose, aufgrund der jahrelangen StabilitÃ¤t des kÃ¶rperlichen
Befindens als langsam einzuschÃ¤tzen sei. Ein Zusammenhang mit dem ersten
Herzinfarkt und dem jetzigen ZuÂ¬stand sei nicht wahrscheinlich zu machen. Die
Bewertung mit 70 v.H. entspreche dem aus klinischer Sicht zu erwartendem
langsamen Fortschreiten der vorbeÂ¬stehenden KoronarÂ¬arteriensklerose. Die
durch den ersten Herzinfarkt entstandene Narbe habe keine signifiÂ¬kante
EinschrÃ¤nkung der linksventrikulÃ¤ren Funktion hinterlassen. Die nunmehr
besteÂ¬hende EinschrÃ¤nkung der linksventrikulÃ¤ren Funktion sei als Folge der
unfallunabhÃ¤ngiÂ¬gen schweren dilatativen Koronarangiopathie mit
rezidivierenden DurchÂ¬blutungsstÃ¶rungen zu werten. Die Verschlimmerung sei
aufgrund des Ã¼blichen Verlaufes der vorbestehenden und unfallunabhÃ¤ngigen
Grunderkrankung (Koronararteriosklerose) eingetreten.

Mit Bescheid vom 09. Juli 1996 lehnte die Beklagte den Antrag auf
RentenerhÃ¶hung ab. Nach den medizinischen Feststellungen sei die
Verschlimmerung aufgrund der bestehenÂ¬den und unfallunabhÃ¤ngigen
Grunderkrankung (Koronararteriensklerose) eingetreten.

In seinem Widerspruch legte der KlÃ¤ger die seiner Ansicht nach durch den
Herzinfarkt eingetretenen gesundheitlichen SchÃ¤den ausfÃ¼hrlich dar. Unter
anderem fÃ¼hrte er aus, dass die LeistungseinbuÃ�e des Herzens sich
naturgemÃ¤Ã� auch auf andere Organe, KÃ¶rÂ¬perregionen und auf den
Gesamtorganismus auswirke. Insbesondere habe sich bei ihm eine starke Funktions-
oder LeistungseinschrÃ¤nkung der Lunge eingestellt. Hinzu komme eine starke
Minderdurchblutung in den Beinen. Die dadurch hervorgerufene GehbehindeÂ¬rung
fÃ¼hre wiederum zu einer Ã¼berdurchschnittlichen Belastung des Herzens. Auch
der zweite Herzinfarkt vom 13. MÃ¤rz 1980 sei als Folge des ersten Herzinfarktes
anzuerkenÂ¬nen. Auch sei das gesamte seelische Befinden nachhaltig und
erheblich beeintrÃ¤chtigt worden. Er leide unter diesen psychischen
BeeintrÃ¤chtigungen, die als Folge des HerzinÂ¬farktes anzusehen seien. Zu
beanstanden sei auch, dass das medizinische Gutachten vom 24. August 1992 von
Dr. W1 nicht berÃ¼cksichtigt worden sei, ebenso verschiedene Befundberichte des
A1-Krankenhauses, in denen u.a. aufgetretene Herzrhythmus-StÃ¶rungen
("Couplets") nachgewiesen worden seien.

Am 14. Januar 1997 wurde der KlÃ¤ger von dem Arzt fÃ¼r Neurologie und
Psychiatrie Dr. F. ambulant untersucht und anschlieÃ�end schriftlich begutachtet.
ZusammenfasÂ¬send fÃ¼hrte dieser in seinem Gutachten vom 27. Januar 1997
aus, dass der als ArbeitsÂ¬unfall anerkannte Herzinfarkt in der durch mehrere
verschiedene Faktoren beÂ¬grÃ¼ndeten psychogenen Symptomatik lediglich den
Rang einer Teilursache, nicht aber einer Ã¼berÂ¬wiegenden Mitursache einnehme.
MaÃ�gebend seien im Gegenteil sowohl die PersÃ¶nlichÂ¬keitsstruktur des
KlÃ¤gers als auch die allgemeinen LebensumstÃ¤nde, in denen dieser
unÂ¬abhÃ¤ngig vom Herzinfarkt Ende der 70er und Anfang der 80er Jahre lebe.
Eine MdE weÂ¬gen Unfallfolgen bestehe auf nervenÃ¤rztlichem Fachgebiet nicht.
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Mit Widerspruchsbescheid vom 09. Dezember 1997 wies die Beklagte daraufhin den
Rechtsbehelf des KlÃ¤gers zurÃ¼ck. Der Vergleich mit den Befunden, die dem
Bescheid vom 26. Januar 1982 maÃ�gebend zugrunde gelegen hÃ¤tten, habe
ergeben, dass eine wesentliche Verschlechterung im Zustand der Folgen des
Versicherungsfalles nicht einÂ¬getreten sei. Es kÃ¶nne weder mit hinreichender
Wahrscheinlichkeit nachgewiesen werÂ¬den, dass die Minderdurchblutung der
Beine Folge des Arbeitsunfalls vom 31. Juli 1979 sei, noch dass die geklagten
BeeintrÃ¤chtigungen auf psychologischem Fachgebiet unfallÂ¬bedingt seien.
Ebenso sei eine pulmologische Erkrankung nicht festgestellt worden.

Bereits mit seinem am 27. November 1996 bei der Beklagten eingegangenen
Schreiben hatte der KlÃ¤ger einen Antrag geÂ¬mÃ¤Ã� Â§ 44 Zehntes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB X) gestellt. In der umfangreichen BegrÃ¼nÂ¬dung fÃ¼hrte
er im Wesentlichen aus, dass bei Erlass des Bescheides vom 26. Januar 1982 von
einem unrichtigen SachÂ¬verhalt ausgegangen worden sei. Nach seiner Ansicht sei
ein mittelschwerer Herzinfarkt mit einer MdE von 50 v.H. zu gering bemessen
worden. Dokumentiert werde dieses durch die seinerzeit festgehaltenen
ErgometerbelastungsÂ¬werte. Auch die von den beteiligten Gutachtern
angenommene Koronarsklerose habe zum Zeitpunkt des ersten Herzinfarktes nicht
beÂ¬standen. Es sei medizinisch nicht mÃ¶glich, aus einer 1980 festgestellten
Sklerose zu folÂ¬gern, dass diese schon 1979 bestanden habe, zumal bekannt sei,
dass die Sklerose sich in SchÃ¼ben entwickele. Weiterhin seien die bereits im
unmittelbaren zeitlichen ZuÂ¬samÂ¬menhang mit dem ersten Herzinfarkt
auftreÂ¬tenden psychischen Beschwerden nicht beÂ¬rÃ¼cksichtigt worden. Auch
der am 13. MÃ¤rz 1980 eingetretene zweite Herzinfarkt stehe in einem
ursÃ¤chlichen Zusammenhang mit dem ersten Herzinfarkt. In der Folgezeit nach
dem ersten Herzinfarkt sei es immer und immer wieder zu Herzbeschwerden
gekommen. Verwiesen werde auf seine Angaben im Ã¤rztlichen Entlassungsbericht
des RehabilitatiÂ¬onszentrums Bad S. vom 18. Dezember 1979. Bei der Frage der
KausalitÃ¤t sei auf die Krankengeschichte vom Herzinfarkt bis zum Re-Infarkt
abzustellen. Die von ihm geÂ¬klagten "PÃ¤usâ��chen" seien wÃ¤hrend der Reha-
MaÃ�nahme im Oktober/November 1979 aufgetreten und als erste AnÂ¬zeichen
des spÃ¤teren Re-Infarktes anzusehen.

Die Beklagte wies mit Bescheid vom 15. Dezember 1997 und nach erfolgtem
Widerspruch des KlÃ¤gers mit Widerspruchsbescheid vom 07. Januar 1998 auch
diesen Antrag des KlÃ¤gers zurÃ¼ck. Aus den Ã¤rztlichen Gutachten und
Beurteilungen, die im Rahmen des Antrages auf RentenerhÃ¶hung eingeholt
worden seien, habe sich kein Anhaltspunkt dafÃ¼r ergeben, dass zum Zeitpunkt
des Bescheides vom 26. Januar 1982 die MdE nicht zutrefÂ¬fend bewertet worden
sei. Zu keiner Zeit seien Unfallfolgen auf neurologiÂ¬schem/psychiatrischem
Fachgebiet nachgewiesen worden. Nach Ã�bereinstimmung aller Gutachter habe
zum Zeitpunkt des Arbeitsunfalls ein Vorschaden im Sinne einer koronaÂ¬ren
Herzerkrankung bestanden.

In zwei Klagverfahren hat der KlÃ¤ger mit umfangreichen, im Wesentlichen gleichen
schriftlichen Darlegungen Ã¼ber die Folgen des ersten Herzinfarktes und dessen
â�� nach seiner Ansicht â�� zu berÃ¼cksichtigenden Folgeerscheinungen sein
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Begehren weiterverfolgt.

Das Sozialgericht hat die Klage gegen den Bescheid vom 09. Juli 1996 in der
Fassung des Widerspruchsbescheides vom 09. Dezember 1997 (S 24 U 14/98) und
die Klage geÂ¬gen den Bescheid vom 15. Dezember 1997 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 29. Januar 1998 (S 24 U 77/98) zur gemeinsamen
Verhandlung und Entscheidung miteinander verbunden.

Auf seinen Antrag nach Â§ 109 Sozialgerichtsgesetz (SGG) ist der KlÃ¤ger am 10.
und 13. Juni 2002 von dem Facharzt fÃ¼r Innere Medizin Dr. W1 ambulant
untersucht und anschlieÃ�end schriftlich begutachtet worden. Zusammenfassend
hat der SachverstÃ¤ndige in diesem Gutachten und seiner Vernehmung im
Verhandlungstermin am 30. Oktober 2002 ausgefÃ¼hrt, dass gegenÃ¼ber den im
Gutachten vom 05. Oktober 1981 festgehalteÂ¬nen Folgen des Arbeitsunfalls
(Herzhinterwandinfarkt im Juli 1979) keine wesentliche Verschlimmerung
eingetreten sei. Die Folgen des anerkannten Herzhinterwandinfarktes im Juli 1979
wÃ¼rden seitdem eine MdE von 50 v.H. bedingen.

Die mit Bescheid vom 26. Januar 1982 nach einer MdE von 50 v.H. gewÃ¤hrte
VerletztenÂ¬rente hat die Beklagte ab 1983 jeweils einmal pro Jahr dynamisiert
(Bescheide vom 16.6.83, 18.6.84, 20.6.85, 24.6.86, 22.6.87, 23.6.88, 22.6.89,
21.6.90, 21.6.91, 23.6.92, 22.6.93, 22.6.94, 21.6.95, 21.6.96, 9.6.97, 9.6.98 usw.)
und mit Bescheid vom 31. Januar 1984 hinÂ¬sichtlich der Kinderzulage geÃ¤ndert.
BezÃ¼glich der Berechnung der VerletztenÂ¬rente fÃ¼hrt der KlÃ¤ger das weitere
Verfahren S 24 U 414/02 vor dem Sozialgericht HamÂ¬burg, in dem er sich vor
allem gegen den zugrunde gelegten Jahresarbeitsverdienst und die
durchgefÃ¼hrten DyÂ¬namisierungen wendet, nachdem die Beklagte den
diesbezÃ¼glichen Ã�berprÃ¼fungsantrag abgelehnt hat (Bescheid vom 7.5.02,
Widerspruchsbescheid vom 24.10.02). Ã�ber diese Klage ist noch nicht entschieden
worden.

Das SoziÂ¬algericht hat die hier streitgegenstÃ¤ndliche Klage mit Urteil vom 30.
Oktober 2002 abgewiesen. Zwar habe sich die gesundheitliche Situation des
KlÃ¤gers verschlimÂ¬mert, aber diese Verschlimmerung sei nicht ursÃ¤chlich auf
den anerkannten Arbeitsunfall vom 31. Juli 1979 zurÃ¼ckzufÃ¼hren. Die
unfallbedingte MdE sei nach wie vor mit 50 v.H. zutreffend eingeschÃ¤tzt.

Gegen diese Entscheidung hat der KlÃ¤ger Berufung eingelegt. Er ist vor allem der
AuffasÂ¬sung, dass alle gegen seinen Standpunkt sprechenden gutachtlichen
Ã�uÃ�erungen unzuÂ¬trefÂ¬fend seien und die SachverstÃ¤ndigen dabei sowohl
von einem falschen Sachverhalt ausgingen als auch unrichtige
SchlussfolgeÂ¬rungen zÃ¶gen.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�, das Urteil des Sozialgerichts Hamburg vom
30. Oktober 2002 sowie die Bescheide der Beklagten vom 9. Juli 1996 und 15.
Dezember 1997 in der Fassung der WiderÂ¬spruchsbeÂ¬scheide vom 9. Dezember
1997 und 29. Januar 1998 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, auf den
Verschlimmerungsantrag (Schreiben vom 29. April 1995) sowie den
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Ã�berprÃ¼fungsantrag vom November 1996 unter Ã�ndeÂ¬rung des
BeÂ¬scheides vom 26. Januar 1982 sowie der zwischenzeitlich ergangenen
AnpassungsÂ¬bescheide und des Ã�nderungsbescheides vom 18. August 1984
dem KlÃ¤ger ab 10. MÃ¤rz 1980 Verletztenrente nach einer hÃ¶heren Minderung
der ErÂ¬werbsfÃ¤higÂ¬keit als 50 v.H. zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die erstinstanzliche Entscheidung fÃ¼r zutreffend.

Im Berufungsverfahren hat der KlÃ¤ger die privatgutachtliche Stellungnahme des
KardioloÂ¬gen Prof. Dr. N. vom 1. September 2004 sowie dessen ergÃ¤nzende
StellungsÂ¬nahme vom 24. November 2004 vorgelegt. Hierin fÃ¼hrt Prof. Dr. N.
aus, dass beim KlÃ¤ger ein koÂ¬ronare Herzerkrankung im Jahre 1979 zu einem
Hinterwand-Herzinfarkt gefÃ¼hrt habe, der in einer Situation berufsbedingten
psychischen Stresses durch eine KoÂ¬ronarspasmus hervorgeÂ¬rufen worden sei.
Dieser Herzinfarkt habe zu einer BeeintrÃ¤chtiÂ¬gung der Pumpfunktion des
Herzens gefÃ¼hrt. Der Vorderwand-Herzinfarkt im Jahre 1980 und der Vorderwand-
Rezidiv-Herzinfarkt 1984 hÃ¤tten zum Fortschreiten der HerzinsuffiÂ¬zienz
gefÃ¼hrt. Der erste Infarkt habe die Herzinsuffizienz eingeleitet, die Folgeinfarkte
den Initialschaden aggraviert. Ohne den ersten Infarkt wÃ¤re der Gesamtschaden
und das AusmaÃ� der Herzinsuffizienz geringer gewesen. Die Herzinsuffizienz sei
Folge des ersten Infarkts als Initialereignis und der weiteÂ¬ren Infarkte als
FolgeschÃ¤den. Insgesamt bedinge die Herzleistungsminderung eine MdE von 80
v.H. Der Zeitpunkt des ersten Infarktes stelle sich als erste Manifestation einer
Herzerkrankung dar. FÃ¼r die Zeit davor bestÃ¼nden keinerlei Hinweise auf
HerzrhythmusstÃ¶rungen oder Herzflattern.

Der Facharzt fÃ¼r Innere Medizin und Kardiologie Prof. Dr. H1 ist nach
UntersuÂ¬chung des KlÃ¤gers im Gutachten vom 27. Mai 2005, seiner
ergÃ¤nzenden schriftlichen StellungsÂ¬nahme vom 28. Juli 2005 und seiner
anschlieÃ�enden AnhÃ¶rung im ErÃ¶rterungsÂ¬termin am 18. Oktober 2005 zu
dem Ergebnis gekommen, dass zwar insgesamt eine VerÂ¬schlechterung der
geÂ¬sundheitlichen Situation des KlÃ¤gers eingetreten sei, aber nicht in der von
der BeÂ¬klagten anerkannten EinschrÃ¤nkung der Herzleistungsbreite nach
Herzinfarkt vom 31. Juli 1979. Bereits der erste Herzinfarkt habe sich auf dem
Boden eiÂ¬ner bis dahin gut kompenÂ¬sierten koronaren GefÃ¤Ã�krankheit
entwickelt. Diese Erkrankung sei spÃ¤ter fortgeschritten und habe zu den weiteren
Infarkten gefÃ¼hrt. Einen ursÃ¤chlichen ZuÂ¬sammenhang zwischen dem ersten
und den weiteren Infarkten gebe es nicht. FÃ¼r die anerÂ¬kannte Erkrankung sei
aus medizinischer Sicht eine MdE von 40 v.H. (welche von der BeÂ¬klagte wegen
besonderer beruflicher Betroffenheit um 10 v.H. erhÃ¶ht wurde) von AnÂ¬fang an
zutreffend.

Wegen des Sachverhalts im Einzelnen wird auf die Prozessakten des vorliegenden
VerÂ¬fahÂ¬rens sowie der Verfahren S 24 U 414/02 und S 24 U 11/03, die
SchwerbehindertenÂ¬akte und die Verwaltungsakten der Beklagten verÂ¬wiesen.
Sie sind Gegenstand der BeraÂ¬tung und Entscheidung des Senats gewesen.
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EntscheidungsgrÃ¼nde:

Das Gericht konnte ohne eine mÃ¼ndliche Verhandlung entscheiden, da die
BeteiÂ¬ligten ihr EinverÂ¬stÃ¤ndnis hiermit erklÃ¤rt haben (Â§ 124 SGG).

Die statthafte, form- und fristgerecht eingelegte und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssige
BeÂ¬rufung des KlÃ¤gers (vgl. Â§Â§ 143, 144, 151 SGG) ist nicht begrÃ¼ndet. Der
KlÃ¤ger hat weder im Rahmen eines Ã�berprÃ¼fungsverfahrens noch aufgrund
zwischenzeitlicher VerschlimÂ¬meÂ¬rung der anerkannten Folgen des
Arbeitsunfalls vom 31. Juli 1979 einen Anspruch auf hÃ¶here Verletztenrente.

Gegenstand dieses Verfahrens ist ausschlieÃ�lich die Frage, ob die der GewÃ¤hrung
der VerÂ¬letztenrente zugrunde liegende MdE zutreffend ist und nicht die
Ã�berprÃ¼fung der RentenÂ¬hÃ¶he insgesamt. Zwar stellt die MdE fÃ¼r die
Berechnung der Rente einen von mehreren Faktoren dar, aber wie die Regelung des
Â§ 55 Abs. 1 Nr. 3 SGG zeigt, kann die Feststellung, ob eine GesundheitsstÃ¶rung
u.a. Folge eines Arbeitsunfalls ist, gesondert begehrt werden. Hier stÃ¼tzt der
KlÃ¤ger sowohl das Ã�berprÃ¼fungsverfahren als auch seiÂ¬nen
VerschlimmeÂ¬rungsantrag auf den Vortrag, auch der zweite und der dritte
Herzinfarkt sowie eine DepresÂ¬sion seien Unfallfolgen und deswegen bei der
Bemessung der MdE zu berÃ¼cksichtigen. Die Frage der BeÂ¬rechnung der
RentenhÃ¶he wird hingegen erst wÃ¤hrend des Laufes des Gerichtsverfahrens
gegenÃ¼ber der Beklagten thematisiert, insoweit vom KlÃ¤ger eine eigenstÃ¤ndige
BescheiderÂ¬teilung gefordert und inzwiÂ¬schen ein gesondertes Klageverfahren
gefÃ¼hrt.

Auf den Rechtsstreit finden noch die Vorschriften der Reichsversicherungsordnung
(RVO) Anwendung, weil ein Versicherungsfall vor dem Inkrafttreten des
SozialgeÂ¬setzbuchs, Siebtes Buch, Gesetzliche UnfallversiÂ¬cherung (SGB VII) am
1. Januar 1997 geltend geÂ¬macht wird (vgl. Artikel 36 Unfallversicherungs-
Einordnungsgesetz, Â§ 212 SGB VII).

GemÃ¤Ã� Â§ 581 Abs. 1 Nr. 2 RVO wird als Verletztenrente gewÃ¤hrt, solange
infolge des ArÂ¬beitsunfalls die ErwerbsfÃ¤higkeit des Verletzten um wenigstens
ein FÃ¼nftel gemindert ist, der Teil der Vollrente, der dem Grade der MdE
entspricht (Teilrente). Bei der Bemessung der MdE sind Nachteile zu
berÃ¼cksichtigen, die der Verletzte dadurch erleidet, dass er beÂ¬stimmte, von
ihm erworbene besondere berufliche Kenntnisse und Erfahrungen infolge des
Unfalls nicht mehr oder nur noch in vermindertem Umfange nutzen kann, soweit sie
nicht durch sonstige FÃ¤higkeiten, deren Nutzung ihm zugemutet werden kann,
ausgegliÂ¬chen werÂ¬den (Â§ 581 Abs. 2 RVO).

Voraussetzung fÃ¼r die BerÃ¼cksichtigung einer weiteren Unfallfolge ist, dass die
schÃ¤diÂ¬gende Einwirkung ursÃ¤chlich unmittelbar oder mittelbar auf die
versicherte TÃ¤tigkeit zuÂ¬rÃ¼ckzufÃ¼hren ist (so genannte
haftungsbegrÃ¼ndende KausalitÃ¤t) und den GesundheitsÂ¬schaden verursacht
hat (so genannte haftungsausfÃ¼llende KausalitÃ¤t). WÃ¤hrend die einÂ¬zelnen
Glieder der KauÂ¬salkette (versicherte TÃ¤tigkeit, schÃ¤digende Einwirkung und
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GeÂ¬sundheitsschaden) mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit
feststehen mÃ¼ssen, ohne dass eine vÃ¶llige GeÂ¬wissheit zu fordern ist, genÃ¼gt
fÃ¼r den â�� doppelten â�� UrsachenÂ¬zusammenhang eine hinreiÂ¬chende
Wahrscheinlichkeit, d.h. es mÃ¼ssen mehr GesichtsÂ¬punkte dafÃ¼r als dagegen
spreÂ¬chen.

GemÃ¤Ã� Â§ 44 Abs. 1 Satz 1 SGB X ist ein Verwaltungsakt, auch nachdem er
unanÂ¬fechtbar geworden ist, mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit
zurÃ¼ckzunehmen, so weit sich im EinÂ¬zelfall ergibt, dass bei Erlass dieses
Verwaltungsaktes das Recht unrichtig angewandt oder von einem SachÂ¬verhalt
ausgegangen worden ist, der sich als unÂ¬richtig erweist, und so weit
SozialleisÂ¬tungen zu Unrecht nicht erbracht oder BeitrÃ¤ge zu Unrecht erhoben
worden sind.

GemÃ¤Ã� Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X ist ein Verwaltungsakt mit Wirkung fÃ¼r die
Zukunft aufÂ¬zuheben, soweit in den tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen
VerhÃ¤ltnissen, die beim ErÂ¬lass eiÂ¬nes VerwalÂ¬tungsaktes mit
DauerwirÂ¬kung vorgelegen haben, eine wesentliche Ã�nderung eintritt. Der
Verwaltungsakt soll mit Wirkung vom Zeitpunkt der Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse
aufgehoben werden, soweit 1. die Ã�nderung zu Gunsten des Betroffenen erfolgt, 2.
der Betroffene einer durch Rechtsvorschrift vorgeschriebenen Pflicht zur
MitteiÂ¬lung wesentlicher fÃ¼r ihn nachteiliger Ã�nderungen der VerhÃ¤ltnisse
vorÂ¬sÃ¤tzlich oder grob fahrlÃ¤ssig nicht nachgekommen ist, 3. nach
Antragstellung oder Erlass des Verwaltungsaktes Einkommen oder VermÃ¶Â¬gen
erzielt worden ist, das zum Wegfall oder zur Minderung des AnÂ¬spruchs gefÃ¼hrt
haben wÃ¼rde, oder 4. der Betroffene wusste oder nicht wusste, weil er die
erforderliche Sorgfalt in beÂ¬sonÂ¬ders schwerem MaÃ�e verletzt hat, dass der
sich aus dem VerwaltungsÂ¬akt erÂ¬gebene Anspruch kraft Gesetzes zum Ruhen
gekommen oder ganz oder teilweise weggefallen ist (Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 SGB X).

Da der KlÃ¤ger im Rahmen des Ã�berprÃ¼fungsverfahrens dieselben
Gesichtspunkte vortrÃ¤gt wie bei dem Verschlimmerungsantrag wird im Folgenden
insgesamt dargelegt, dass der BeÂ¬scheid vom 26. Januar 1982 bis heute unter
keinem Gesichtspunkt zu beanstanden ist. Daraus folgt, dass er weder bei seinem
Erlass zu Lasten des KlÃ¤gers rechtswidrig war noch dies spÃ¤ter (aufgrund
Ã�nderungen der tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnisse) wurde.

Die mit Bescheid vom 26. Januar 1982 als Unfallfolge anerkannte mittelschwere
EinÂ¬schrÃ¤nÂ¬kung der Herzleistungsbreite mit dadurch bedingter
EinschrÃ¤nkung der psychiÂ¬schen und kÃ¶rperlichen Belastungs- und
LeistungsfÃ¤higkeit nach Herzinfarkt vom 31. Juli 1979 ist nicht hÃ¶her als mit einer
MdE von 40 v.H. zuzÃ¼glich 10 v.H. fÃ¼r eine besondere berufliche
BetrofÂ¬fenheit zu bewerten. Dabei kann wegen der bindenden Anerkennung offen
bleiben, ob die Beklagte Ã¼berhaupt zu Recht einen ursÃ¤chlichen Zusammenhang
mit der versicherten TÃ¤tigÂ¬keit angenommen hat. Die EinschÃ¤tzung der MdE
fÃ¼r die (unmittelÂ¬baren) Folgen des ersten Herzinfarktes ergibt sich
Ã¼bereinstimmend aus sÃ¤mtlichen meÂ¬dizinischen Gutachten. Sie wird bereits
in den Gutachten im damaligen VerwaltungsverÂ¬fahren von Prof. Dr. W. vom 5.
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Oktober 1981 und Dres. H. und U. vom 9. Mai 1983 so beurteilt und auch von Dr.
W1 sowie Prof. Dr. H1 in den Gutachten vom 26. Juni 2002 bzw. 27. Mai 2005 (mit
schriftlicher und mÃ¼ndlicher ErgÃ¤nÂ¬zung) ebenso gesehen. Zu einer
andeÂ¬ren MdE-EinschÃ¤tzung kommen die medizinischen SachverstÃ¤ndigen nur,
wenn sie die Leistungsminderung des Herzens insgesamt bzw. die Folgen aller
Herzinfarkte berÃ¼cksichtiÂ¬gen. Durchgreifende EinwÃ¤nde werden bezÃ¼glich
der kÃ¶rperlichen Folgen des ersten HerzÂ¬infarktes auch vom KlÃ¤ger nicht
vorgetragen. Der Senat ist deswegen von der Richtigkeit dieser Beurteilung
Ã¼berzeugt.

Entgegen der Auffassung des KlÃ¤gers ist die MdE nicht wegen relevanter
psychischer AusÂ¬wirkunÂ¬gen des ersten Herzinfarkts hÃ¶her einzuschÃ¤tzen.
Hier folgt der Senat den Ã¼berzeuÂ¬genden AusfÃ¼hrungen im Gutachten von Dr.
F. vom 27. Januar 1997, der auÃ�er ersten Hinweisen einer Hirnleistungsminderung
und einer leichten EinschrÃ¤nkung der SchwinÂ¬gungs- und ModulationsfÃ¤higkeit
auch im RÃ¼ckblick den vom KlÃ¤ger beschrieÂ¬benen Verlust an
SelbstwertgefÃ¼hl auf lebensgeschichtÂ¬liche UmstÃ¤nde zurÃ¼ckfÃ¼hrt, bei
dem zwar der erste Herzinfarkt nicht bedeutungslos gewesen ist, aber die
PersÃ¶nlichkeitsÂ¬struktur des KlÃ¤gers und weitere Ã¤uÃ�ere UmstÃ¤nde
wesentlich maÃ�geblich gewirkt haben. Auf den ersten Herzinfarkt
zurÃ¼ckfÃ¼hrbare psychische Erkrankungen kann er nicht finden, insbesondere
stellt er auch nicht die vom KlÃ¤ger beÂ¬hauptete Depression fest.

Zu Recht hat die Beklagte die aus den direkten Unfallfolgen resultierende MdE
wegen beÂ¬sonderer beruflicher Betroffenheit nicht um mehr als 10 v.H. erhÃ¶ht.
Eine solche ErhÃ¶hung von i.d.R. 10 v.H. ist bei Verletzten auszusprechen, die einen
sehr speziellen Beruf mit eiÂ¬nem relativ engen Bereich ausÃ¼bten, dessen
AusÃ¼bung ihnen nicht nur spezielles FachÂ¬wissen, sondern auch besondere
FÃ¤higkeiten und Fertigkeiten mit Auswirkung auf die StelÂ¬lung im Erwerbsleben
vermittelt hat. Ausgeglichen werden sollen die finanziell-wirtÂ¬schaftliÂ¬chen
Nachteile infolge der Aufgabe oder erheblichen EinschrÃ¤nkung der TÃ¤tigkeit
(BundesÂ¬sozialgericht (BSG) 19.9.74 â�� 8 RU 94/73, SozR 2200 Â§ 581 Nr.2). Es
kann unentschieden bleiben, ob diese ErhÃ¶hung Ã¼berhaupt zutreffend gewÃ¤hrt
wird. Die BeÂ¬klagte selbst hatte hieran Zweifel, sich jedoch nach einer internen
PrÃ¼fung der Rechtslage dazu entschlossen, die (bindende) Bewilligung
unangetastet bestehen zu lassen. Aber selbst unterstellt, die AufÂ¬gabe der
AuÃ�endiensttÃ¤tigkeit infolge des Herzinfarkts wÃ¤re als besondere berufliche
BeÂ¬troffenheit zu berÃ¼cksichtigen, obwohl der Innendiensteinsatz keinen
Einkommensverlust zur Folge hatte, sind keine Gesichtspunkte ersichtlich und
werden auch vom KlÃ¤ger nicht vorgetragen, die eine ErhÃ¶hung um mehr als 10
v.H. beÂ¬dingen kÃ¶nnen.

Die weiteren beiden Herzinfarkte sind bei der MdE-EinschÃ¤tzung nicht zusÃ¤tzlich
zu beÂ¬rÃ¼ckÂ¬sichtigen. Aus dem Wortlaut der im Bescheid vom 26. Januar 1982
ausgesprochenen Anerkennung von Unfallfolgen wird deutlich, dass die Beklagte
nicht eine (jede) Herzleistungsminderung an sich anerkennt, sondern nur die durch
den ersten Herzinfarkt hervorgerufene. Das erÂ¬gibt sich nicht nur aus der
Bezugnahme auf das Unfallereignis vom 31. Juli 1979 als den Tag des ersten
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Herzinfarktes, sondern insbesondere daraus, dass die Beklagte im selben Bescheid
die Anerkennung der Folgen des inzwischen eingetretenen zweiten HerzinfarkÂ¬tes
ausdrÃ¼ckÂ¬lich ablehnt. Daraus folgt, dass die beiden weiteren Herzinfarkte nicht
von der Anerkennung erfasst sind, auch wenn sie (unstreitig) zu einer weiteren
HerzleisÂ¬tungsminderung gefÃ¼hrt haben. Die weiteren beiden Herzinfarkte sind
entgegen der Auffassung des KlÃ¤gers auch nicht urÂ¬sÃ¤chlich auf den ersten
Herzinfarkt zurÃ¼ckzufÃ¼hren und damit keine mittelbaren Folgen des
anerkannten Arbeitsunfalls. Der Senat folgt hier den Ã¼berzeugenden und in sich
widerÂ¬spruchsfreien gutachtlichen Ã�uÃ�erungen von Dr. W1 und Prof. Dr. H1.
Beide weiÂ¬sen darauf hin, dass ein Herzinfarkt eine DurchblutungsstÃ¶rung im
Herzen darstellt, die aufÂ¬grund der fehlenden Blutversorgung zu einem Absterben
von Gewebe (Vernarbung) und damit auch zu einer Herabsetzung der Herzleistung
fÃ¼hren kann. WeÂ¬der die Vernarbung an sich noch die Herabsetzung der
Herzleistung sind nach mediziniÂ¬schen Erkenntnissen in der Lage einen weiteren
Herzinfarkt auszulÃ¶sen. Das gilt erst recht, wenn â�� wie beim KlÃ¤ger â�� der
erste Infarkt ein Hinterwandinfarkt ist und die beiden weiteren Infarkte jeweils die
VorÂ¬derwand, also eine andere Herzregion, betreffen. Dabei kommt es nicht
entscheidend darauf an, dass beide SachverstÃ¤ndigen (wie im wesentliÂ¬chen
auch alle anderen Gutachter) davon ausgehen, bei dem KlÃ¤ger habe sich eine
(anÂ¬fangs gut kompensierte) koronare GefÃ¤Ã�erÂ¬krankung entwickelt, die
letztlich Ã¼ber ein durch sie herÂ¬vorgerufenes Blutgerinnsel die UrsaÂ¬che
zumindest fÃ¼r den zweiten und dritten Infarkt war. Denn insoweit wird lediglich
eine ErÂ¬klÃ¤rung fÃ¼r einen wahrscheinlichen alterÂ¬nativen Ablauf gegeben.
Relevant ist vielmehr, dass aus medizinischer Sicht ein ursÃ¤chliÂ¬cher
ZusammenÂ¬hang zwischen dem ersten und den Folgeinfarkten nicht erklÃ¤rbar
und damit nicht wahrÂ¬scheinlich zu machen ist. Die gutachtlichen Ã�uÃ�erungen
von Prof. Dr. N. widersprechen dem nicht, denn er befasst sich nicht mit einem
Ursachenzusammenhang zwischen dem ersten und den weiteren Herzinfarkten, wie
er fÃ¼r die Bejahung des vom KlÃ¤ger geltend gemachten AnÂ¬spruchs
erforÂ¬derlich wÃ¤re, sondern betrachtet alle drei Infarkte in ihrer Auswirkung auf
die Herzleistung. Insoweit ist ihm auch â�� wie Prof. Dr. H1 ausdrÃ¼cklich erwÃ¤hnt
â�� zuÂ¬zustimmen. Die weiteren Herzinfarkte haben zu einer grÃ¶Ã�eren
Herabsetzung der HerzÂ¬leistung als der erste Infarkt allein gefÃ¼hrt. Nach der
initialen SchÃ¤digung haben die spÃ¤ter folgenden SchÃ¤diÂ¬gungen die
GesundheitsstÃ¶rung verschlimmert. Da aber â�� wie oben ausgefÃ¼hrt â�� nicht
die Herzleistungsminderung an sich von der Beklagten anerkannt wurde und Prof.
Dr. N. nichts Ã¼berzeugendes zu einem Ursachenzusammenhang zwischen dem
ersten und den weiteren HerzinÂ¬farkten ausfÃ¼hrt, kÃ¶nnen seine
gutachtliÂ¬chen Ã�uÃ�erungen den vom KlÃ¤ger geltend gemachÂ¬ten Anspruch
nicht stÃ¼tzen. Aus denÂ¬selben GrÃ¼nden folgt der Senat den Darlegungen der
SachverstÃ¤ndigen L1 und Dr. K. im Gutachten vom 14. September 1995 nicht.
Diese Ã�rzte differenzieren bei den beim KlÃ¤ger vorliegenden gesundheitlichen
EinschrÃ¤nÂ¬kungen nicht zwischen unfallbeÂ¬dingten bzw. anerkannten Folgen
des Arbeitsunfalls vom 31. Juli 1979 sowie unfallunabÂ¬hÃ¤ngigen Leiden und
gehen daher allgemein von einer VerÂ¬schlechterung der Herzleistung aus, die
aber, wie dargelegt, eine ErhÃ¶hung der MdE nicht bedingen kann.
DementspreÂ¬chend revidieren die SachverstÃ¤ndigen in ihrer ergÃ¤nzenden
Stellungnahme vom 23. Mai 1996 ihr Gutachten, indem sie ausfÃ¼hren, dass ein
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ZusammenÂ¬hang zwischen dem ersten Herzinfarkt und dem spÃ¤teren (Gesamt-)
Zustand nicht wahrÂ¬scheinlich zu machen sei.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und entspricht dem Ausgang des
RechtsÂ¬streits in der Hauptsache.

Der Senat hat die Revision nicht zugelassen, weil die Voraussetzungen des Â§ 160
Abs. 2 Nr. 1 oder Nr. 2 SGG nicht vorliegen.

Erstellt am: 03.04.2006

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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